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Abänderungsantrag 

der Abgeordneten U1rike Königsberger-Ludwig, Wöginger, Ing. Hofer, 
Mag. Judith Schwentner, Ing. Waltraud Dietrich, Muchitsch, Mag. Gertrude Aubauer 

Kolleginnen und Kollegen 

zum Gesetzentwurf im Bericht des Sozialausschusses 1698 der Beilagen über die Regie­
rungsvorlage 1613 der Beilagen betreffend ein Sozialversicherungs-Zuordnungsgesetz 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzentwurfwird wie folgt geändert: 

Art. 1 (Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geän­
dert: 

a) Vor der Z ld wirdfolgende Z lee eingefügt: 

»1 cc. Im Fünften Teil wird nach Abschnitt II folgender Abschnitt IIa eingefügt: 

"ABSCHNITT Ha 

Verbot des Pflege regresses 

§ 330a. (Verfassungsbestimmung) Ein Zugriff auf das Vermögen von in stationären Pfle­
geeinrichtungen aufgenommenen Personen, deren Angehörigen, Erben/Erbinnen und Geschen­
knehmer/inne/n im Rahmen der Sozialhilfe zur Abdeckung der Ptlegekosten ist unzulässig. 

Bereitstellung von Mitteln zur Abschaffung des Pflege regresses 

§ 330b. Zur Abdeckung der Einnahmen, die den Ländern durch das Verbot des Pflegere­
gresses nach § 330a entgehen, sind vom Bundesminister für Finanzen aus dem allgemeinen 
Bundeshaushalt der Untergliederung 21 im Ausmaß von 100 Millionen Euro jährlich im jewei­
ligen Bundesfinanzgesetz und Bundesfinanzrahmengesetz zusätzlich zur Verfügung zu stellen 
und den Ländern nach dem gemäß dem Finanzausgleichsgesetz 2017, BGBI. I Nr. 116/2016, für 
das jeweilige Kalenderjahr ermittelten Schlüssel der Wohnbevölkerung aus dem Pflegefonds 
zuzuweisen."« 

b) Vor der Z 2 wirdfolgende Z lh eingefügt: 

»1 h. § 669 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Die Selbstversicherung in der Pensionsversicherung nach § 18a kann auf Antrag von 
Personen, die irgendwann in der Zeit seit dem 1. Jänner 1988 die zum Zeitpunkt der AntragsteI­
lung geltenden Voraussetzungen für diese Selbstversicherung erfüllt haben, nachträglich bean­
sprucht werden, und zwar für alle oder einzelne Monate, längstens jedoch für 120 Monate, in 
denen die genannten Voraussetzungen vorlagen. § 18 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden."« 
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c) Nach der Z 2 wird folgende Z 3 eingefügt: 

»3. Nach § 707 wirdfolgender § 707a samt Überschrift angefügt: 

"Weitere Schlussbestimmungen zu Art.t des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xx/20t7 

§ 707a. (1) Die §§ 330b samt Überschrift und 669 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgeset­
zes BGBI. I Nr. xx/20 17 treten mit 1. Jänner 2018 in Kraft. 

(2) (Verfassungsbestimmung) § 330a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. I Nr. xx/2017 tritt mit 1. Jänner 2018 in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt dürfen Ersatzan­
sprüche nicht mehr geltend gemacht werden, laufende Verfahren sind einzustellen. Insoweit 
Landesgesetze dem entgegenstehen, treten die betreffenden Bestimmungen zu diesem Zeitpunkt 
außer Kraft. Nähere Bestimmungen über den Übergang zur neuen Rechtslage können bundesge­
setzlich getroffen werden. Die Durchftihrungsverordnungen zu einem auf Grund dieser Be­
stimmung ergehenden Bundesgesetz sind vom Bund zu erlassen."« 

v 
~~k-J-

fl ~ 1 ~ J 1'<='----

AA-225 XXV. GP - Abänderungsantrag (gescanntes Original)2 von 4

www.parlament.gv.at



., 
3 von 4 

Begründung 

Zu Art. llit. a (§ 330a ASVG): 

Die in den landesgesetzlichen Vorschriften verankerten Regelungen, die einen Zugriff auf das 
Vermögen pflegebedürftiger Personen, die in stationären Pflegeeinrichtungen betreut werden, 
bzw. ihrer Geschenk-nehmerInnen ermöglichen, fUhren beim betroffenen Personenkreis oftmals 
zur gänzlichen Verwertung sämtlicher oft mühsam erworbener Vermögenswerte, wie etwa eines 
Eigenheimes oder Sparguthabens. 

Dadurch kann die im Rahmen des österreichischen Pflegevorsorgesystems intendierte Wahl­
möglichkeit für die Betroffenen insofern eingeschränkt werden, als dadurch ein allfcHlig sachlich 
gebotener oder von der betroffenen Person gewünschter Umzug in eine stationäre Pflegeeinrich­
tung oftmals nicht realisierbar ist. 

Durch die vorgeschlagene Verfassungsbestimmung soll der Pflegeregress verboten werden. 

Zu Art. llit. a (§ 330b ASVG): 

Mit dieser Bestimmung wird die Bereitstellung von Mitteln, die den Ländern auf Grund des 
Verbots des Pflegeregresses entgehen, geregelt. 

Zu Art. 1 lit. b (§ 669 Abs. 3 ASVG): 

Im Jahr 2015 wurden die Voraussetzungen für die beitragsfreie Selbstversicherung in der Pensi­
onsversicherung nach § 18a ASVG für Personen, die ein behindertes Kind pflegen, insofern 
geändert, als insbesondere die Anspruchsvoraussetzung "vollständige Beanspruchung der Ar­
beitskraft" durch "überwiegende Beanspruchung der Arbeitskraft" ersetzt wurde. 

Um pensionsrechtliche Härten fUr Personen zu vermeiden, die während der Pflege eines behin­
derten Kindes teilzeitbeschäftigt waren, soll auch die rückwirkende Anrechnung von - wie bis­
her - bis zu zehn Jahren ermöglicht werden, wenn die zum Zeitpunkt der AntragsteIlung gelten­
den Voraussetzungen während der Pflegezeiten erfUllt waren. 

Mit dieser Regelung soll ein Zeichen der Solidarität gegenüber dem Engagement von Personen 
gesetzt werden, die im Familienkreis und außerhalb von stationären Einrichtungen behinderte 
Kinder oder Angehörige pflegen und betreuen. 

Die Kosten dieser Maßnahme werden als äußerst gering eingeschätzt, weil vermutlich sehr we­
nige Personen betroffen sind und weil keine Auswirkungen auf das Pensionsantrittsalter zu er­
warten sind. 

Zu Art. llit. c (§ 707a Abs. 2 ASVG): 

Mit dieser Bestimmung soll sichergestellt werden, dass ab dem Inkrafttreten sowohl laufende 
gerichtliche als auch verwaltungsbehördliche Verfahren eingestellt werden. Ebenso dürfen keine 
neuen Rückersatzverpflichtungen auferlegt werden. 

Es wird eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes rur den Fall vorgesehen, dass sich nähere 
Regelungen betreffend den Übergang zur neuen Rechtslage als erforderlich erweisen. 

Selbstverständlich treten die entgegenstehenden landesgesetzlichen Bestimmungen (zum Bei­
spiel die §§ 26 und 27 des Wiener Sozialhilfegesetzes) nur insoweit außer Kraft, als sie sich auf 
den Zugriff auf das Vermögen von in stationären Pflegeeinrichtungen aufgenommenen Perso-
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nen und ihrer Erben/Erbinnen und GeschenknehmerInnen zur Abdeckung der Ptlegekosten be­
ziehen. 
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